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Jas weltpreukliin k 


Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: 
Syndikus Dr. Baenitz, Graudenz. 
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Druck u. Expedition: 
Buchdruckerei Rob. Geiſel, Graudenz 
Fernſprech⸗Anſchluß Nr. 748. 


Amtliches Organ der Handwerkskammer zu Graudenz 
ĩ für den Regierungsbezirk Marienwerder. 


Das weſtpreußiſche Handwerk erſcheint wöchentlich einmal 
Bezugspreis vierteljährlich 1,00 M., mit Beſtellgeld 1,12 M. 


Im Anzeigenteil koſtet die viergeſpaltene Petitzeile 20 Pf., 
bet Bekanntmachungen von Innungen, Genoſſenſchaften 10 Pf. 


Nr. 6 Graudenz, Sonnabend, den 15. Mai. 1915 
Inhalts -Verzeichnis. Syndikus Budjuhn-Bromberg leitete feinen 
Wiederaufbau Oſtpreußens. — Grundſätze für die Gründung Bericht mit dem Hinweis auf die Beſchlüſſe des am 
einer Genoſſenſchaft. — Achtung, Schneider! 16. März d. Is. in Königsberg abgehaltenen J. außer- 


— ——— due e Oſtdeutſchen Handwerk kammertages ein: 
2 durch vereinte Kräfte der oſtdeurſchen Handwerks⸗ 

Der Wiederaufbau Oftpreußens. kammern zum Wiederaufbau Oſtpreußens mitbei⸗ 
Zum zweiten Male verſammelte ſich der Oſtdeutſche zutragen. Der zur Vorbereitung und Durchführung 
Handwerkskammertag zu einer außerordentlichen Tagung, der nach dieſem Beſchluſſe erforderlichen Maßnahmen 
um über die Beteiligung des Handwerks an dem niedergeſetzte Arbeitsausſchuß, dem die Kammern 
Wiederaufbau Oſtpreußens zu beraten und über die Königsberg, Gumbinnen, Bromberg. Graudenz, Berlin 
zu dieſem Zwecke zu treffenden Einrichtungen zu angehören, habe in der Zwiſchenzeit eine ziemlich leb⸗ 
beſchließen. Dieſem II. außerordentlichen Oſtdeutſchen hafte Tätigkeit entfaltet, ſo 4 Sitzungen abgehalten: 
Kammertage, der am letzten Dienſtag, den 4. Mai d. Is, am 16. März, 7. April und 23. April je in Königs⸗ 
vormittags 10 Uhr, im Cäcilienſaale der „Kammer- berg und am 3. Mai in Berlin, deren jede eine mehr⸗ 
ſäle“ zu Berlin zuſammentrat, wohnten Vertreter der ſtündige Dauer hatte. Der Beratungsſtoff des Arbeits⸗ 
ſämtlichen 14 oſtdeutſchen Handwerkskammern: Berlin, ausſchuſſes zerſiel in zwei Teile nämlich in die Er- 
Breslau, Bromberg, Danzig, Frankfurt a. O., Graudenz, örterungen über den für den Zweck erforderlichen Ober⸗ 
Gumbinnen, Königsberg i. Pr., Liegnitz, Oppeln, Poſen, bau und in die Behandlung der Frage des dazu ge⸗ 
Schwerin, Stettin, Stralſund, ferner der Staatskommiſſar hörigen Unterbaues. Zunächſt ſei man ſich darüber 
der Kammer Berlin, Herr Regierungsrat Dr. Grohe | klar geweſen, daß vor allem die oſtdeutſchen Hand⸗ 
beim Oberpräſidium Potsdam und der Generaljekretär ; werkskammern als Oberbau in irgend einer Rechts⸗ 
des deutſchen Handwerks⸗ und Gewerbekammertages, form ſich vereinigen müßten und ebenſo bezüglich des 
Herr Dr. Meuſch⸗Hannover bei. Unterbaues eine ſolche gefunden werden müßte, wenn 
Der Vorſitzende der Vorortskammer Bromberg, nicht die Erreichung des Zieles vereitelt werden ſollte. 
Herr Schornſteinfeger⸗Ober⸗ und Ehrenmeiſter Beet⸗ Der Berichterſtatter beleuchtete ſodann die einzelnen in 
Bromberg eröffnete die Verhandlungen mit einer kurzen Frage kommenden Rechtsformen, wie Genoſſenſchaft, 
Anſprache, in der er die Abgeordneten der Kammern Geſellſchaft m. b. H., eingetragener Verein ufm. Man 
und beſonders die Herren Gäſte, Regierungsrat Dr. ſei einig geworden, auf die einzelnen Handwerke bei 
Grohe und Generalſekretär Dr. Meuſch begrüßte und der Wahl der Organijationsform nach keiner Seite 
an deren Schluß die Verſammlung unter Erheben von irgend einen Zwang auszuüben, aber die Bildung von 
den Sitzen ein dreifaches Hurra auf Seine Majeſtät Lieferungs⸗Genoſſenſchaften nach dem Genoſſenſchafts⸗ 
Kaiſer Wilhelm II. und ſein tapferes Heer ausbrachte. geſetz oder von Lieferungsverbänden auf Grund des 
Es wurde nun in die Tagesordnung eingetreten | Bürgerlichen Rechts ganz beſonders zu empfehlen. Der 
und dem Vorſchlage des Arbeitsausſchuſſes zugeſtimmt, ſichtbarſte Unterſchied zwiſchen Lieferungs⸗Genoſſen⸗ 
die Punkte 1 und 2 zuſammenzufaſſen und nach Vor⸗ ſchaften und Lieferungs⸗Verbänden ſei, daß bei erſterern 
trag der beiden Berichterſtatter erſt die Ausſprache zu die Haftung der Mitglieder eine beſchränkte ſei, während 


eröffnen. bei den Lieferungsverbänden die Haftung mit dem 
Punkt 1 „Bericht des Arbeitsausſchuſſes | ganzen Vermögen vorgeſehen ſei Der Arbeitsausſchuß 
über ſeine bisherige Tätigkeit“. — Bes bringe die Errichtung einer Verdingungsſtelle der oſt⸗ 


richterſtatter: Handwerkskammer Bromberg. deutſchen Handwerkskammern für den Wiederaufbau. 
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Ditpreußens zu Königsberg i. Pr. in Vorſchlag, deren 
Unterſtützung maßgeblichen Bedenken auf keiner Seite 
begegnet ſei, weil nach allen Satzungen Mittel zu ge— 
meinnützigen Zwecken verwendet werden dürften. Im 
Namen des Arbeitsausſchuſſes betont und unterſtreicht 


es der Berichterſtatter als Selbſtverſtändlichkeit, daß bei | 


dem Wiederaufbau Oſtpreußens die offpreußifhen Hand- 
werker den Haupt-Cöwenanteil erhalten müſſen. Es dürfe 
nicht außer Augen gelaſſen werden, daß die geſtellte 
Aufgabe nicht nur kollegial, ſondern auch national 
wichtig ſei. Gegenüber der Anſchauung, daß bei dem 
großen Umfange der Wiederaufbau-Arbeiten die Kräfte 
des oſtpreußiſchen und in zweiter Linie des oſtdeutſchen 
Handwerks nicht ausreichten, weil nach den Ausführungen 
des Herrn Rahardt zu Königsberg am 16. März er. 
über 19000 Wohnhäuſer und 80000 Wohnungsein- 
richtungen herzuſtellen ſeien, bemerkte der Berichterſtatter, 
daß nach ſeinen Feſtſtellungen in den Bezirken der 
14 oſtdeutſchen Handwerkskammern z. B. 18 000 Tiſchler⸗ 
meiſter ſeien, ſodaß auf jeden Tiſchler ein Wohnhaus 
und ungefähr 4 Wohnungseinrichtungen träfen. 
weiteren Ausführungen des Berichterſtatters beſchäftigen 


ſich ſodann mit den Gründungen und Bildungen der 


mannigfachſten Art für die Zwecke des Wiederaufbaues 
Oſtpreußens, mit den verſchiedenen Vorſchlägen und 
Abſichten von Vereinigungen, wie „Deutſcher Architekten- 
Verband“, „Deutſcher Werkbund“, 


auch noch der Deutſche Städtetag mit den „ſteinernen 
Pathenkindern“ geſellen werde. Nach kurzer Erörterung 
einzelner Beſtimmungen der vorliegenden Satzung der 
Verdingungsſtelle beſprach der Berichterſtatter die vom 
Arbeitsausſchuſſe aufgeſtellten Leitſätze und ſchloß unter 


dem Beifall der Verſammlung mit der Bitte um volle 


Zuſtimmung zu den Leitſätzen. 


Kammervorſitzender Ne y⸗Frankfurt a. O. ſprach 
den fünf im Arbeitsausſchuſſe beteiligten Kammern für 


die entwickelte ſehr erhebliche Tätigkeit den Dank aus. 

Punkt 2, Beteiligung der oſtdeutſchen 
Handwerkskammern an der Verdingungs⸗ 
ſtelle der Handwerkskammern für den 
Wiederaufbau Oſtpreußens zu Königs⸗ 


berg i. Pr.“ — Berichterſtatter: Handwerkskammer 
Berlin. 
Kammervorſitzenden Rahard t-Berlin ergänzte 


die Ausführungen des Referenten Budjuhn und 
teilte mit, daß die Kammer Berlin gemäß Beſchluß 
des Vorſtandes ſich auf drei Jahre zu einem jährlichen 
Beitrag von 3000 M. zu den Koſten der Verdingungs⸗ 
ſtelle in Königsberg verpflichtet habe. Sodann ſchilderte 
Redner die nicht geringen Schwierigkeiten, die dem 
Arbeitsaus ſchuſſe von fremden Organiſationen begegneten 
und die dazu nötigten, am 23. April die Verdingungs⸗ 
ſtelle als errichtet zu erklären. Weiter erläuterte er 
den Verlauf der Sache ungefähr folgendermaßen: Die 
14 oſtdeutſchen Kammern ſollten ſich nur verpflichten, 
in finanzieller Beziehung den Beſtand der Verdingungs⸗ 
ſtelle in Königsberg auf drei Jahre zu gewährleiſten. 
Das ſei nach Meinung der Regierung der für den 
Wiederaufbau Oſtpreußens erforderliche Zeitraum. Jede 
Handwerkskammer habe nun die intereſſierten Gewerbe 


zu einem genoſſenſchaftlichen oder freien Lieferungs⸗ 


verband zuſammenzuſchließen. Allerdings übe man 
keinen Zwang nach der Richtung aus, aber es ſei 


Pflicht, ohne Ausnahme den Verſuch zu machen, daß 
in jedem Kammerbezirk Schloſſer, Glaſer, Maler, Maurer, 


Zimmerer, Töpfer, Tiſchler, uſw., jedes Gewerbe für 
ſich, zu einem Lieferungsverband zuſammenkreten, fo 
daß 14 Tiſchler⸗, 14 Glafer-, 14 Töpfer⸗ uſw. Lieferungs⸗ 
verbände beſtänden. Dieſe 14 Fachverbände in den 
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„Heimatſchutz“, 


„Kriegszentrale“, „Kriegsverband“ uſw., wozu ſich wohl 


ifde hand we 


| 


rk. 


14 oſtdeutſchen Kammerbezirken ſollten unter dem Vor⸗ 
ſitzenden je einer Kammer zu einer Sitzung zuſammen⸗ 
kommen zur Beratung über alle einſchlägigen fachlichen 
Einzelfragen, wie Schaffung von Typen für Maſſen⸗ 
anfertigung, Aufſtellung von angemeſſenen Preistarifen, 
Einrichtung von Muſterlägern in Wohnungseinrichtun⸗ 
gen nebſt Handwerkszeug, Rohſtoffen uſw. uſw. Die 
Koſten für die Muſterläger ſeien gemeinſam von den 
beteiligten Lieferungsverbänden zu tragen. Dieſe Unter⸗ 
ſtützung des Unternehmens müſſe aus eigenen Kräften, 
ohne nach Staatshilfe zu ſchreien, gewährt werden. 
Man ſollte ſich nicht mit Feſſeln belaſten, ſondern ſo 
frei, klug, energiſch und augenblicklich handeln können, 
daß das Handwerk nicht zu ſpät komme mit ſeiner 
Beteiligung an der Sache. Die Anſichten über den 
richtigen Zeitpunkt hierfür ſeien ganz verſchieden: Der 
Eine behauptet, es ſei viel zu früh, der Andere, es 
ſei zu ſpät. Die Wahrheit liege wohl in der Mitte, 
Er behaupte, man komme in der 12. Stunde. 
Die Regierung betrachte es als dringendſtes Bedürf- 
nis, daß die öden Ländereien in Oſtpreußen beſtellt 
werden. Man ſei bemüht, alle Arbeitskräfte zu⸗ 
rückzurufen, aber die meiſten Flüchtlinge werden 
nichts vorfinden, keinen Ziegel auf dem Dache, keine 
Fenſterſcheiben, keine Türen. Vor allem aber müßten 
für die Zurückkehrenden die notwendigſten Unter- 
künfte, Wohn-, Sitz⸗, Liege- und Schlafgelegenheiten 
geſchafft werden. Es muß ihnen die Einleitung der 
erforderlichen Geſchäftsverrichtungen ermöglicht werden. 
Wenn die Handwerker jetzt in der Not verſagten, 
dann brauchten ſie ſich auch nicht bemühen, den Djt- 
preußen Wohnungseinrichtungen zu liefern. Der 
Arbeitsausſchuß glaube, die Beſtrebungen der Liefe⸗ 
rungsverbände, ins Geſchäft zu kommen, müßten mit 
allen Mitteln unterſtützt werden. Aus den 14 Liefe- 
rungsverbänden müßte je ein Fachausſchuß gebildet 
werden, der verantwortlich ſei für die Verteilung der 
Arbeiten. Der Fachmann müſſe über fachliche Fragen 
urteilen. Dieſe Fachausſchüſſe ſeien der Ver⸗— 
dingungsſtelle verantwortlich für die Einlöſung des 
Wortes, das man der Regierung und dem Miniſterium 
gegenüber gegeben habe: Zunädff komme das oſt- 
preußilde Handwerk, was von diefem nicht gemacht wer- 
den könne, folle verteilt werden an das offdeutfdhe Hand- 
werk, und was diefes nicht machen könne, das folle 
das geſamte deutſche Handwerk erhalten. Dabei werde die 
Mitwirkung der Hauptverdingungsſtelle in Hannover 
ins Auge zu faſſen ſein. Die Bitte des Arbeitsaus⸗ 
ſchuſſes gehe dahin, daß der Oſtdeutſche Handwerks⸗ 
kammertag den Beſchlüſſen des Arbeitsausſchuſſes in 
Königsberg: eine Verdingungsſtelle der Handwerks⸗ 
kammern für den Wiederaufbau Oſtpreußens zu er⸗ 
richten und deren Koſten gemeinſam, wenn auch mit 
unterſchiedlicher Beteiligung zu tragen, zuſtimme. 

Nach längerer Ausſprache erfolgt in namentlicher 
Abſtimmung die einſtimmige Annahme der Leitſätze in 
folgender Faſſung: 

Leitſätze. 

1. Der Oſtdeutſche Handwerkskammertag betrachtet 
die Unterſtützung des oſtpreußiſchen Handwerks 
beim Wiederaufbau Oſtpreußens nicht nur als 
eine kollegiale, ſondern auch als eine nationale 
Pflicht. 

2. Zu dieſem Zwecke errichtet der Oſtdeutſche Hand⸗ 
werkskammertag eine Verdingungsſtelle in Königs⸗ 
berg i. Pr. 

3. Aufgaben und Ziele dieſer Verdingungsſtelle und 
ihre Finanzierung regelt eine beſondere Satzung. 
Zur Übernahme und Ausführung der Wiederauf⸗ 
bauarbeiten ſind je nach den örtlichen Verhältniſſen 


— 


Das w 


efipreußifdhde Handwerk. Seite 23. 


für die baugewerbetreibenden Handwerke in den 
einzelnen Kammerbezirken Lieferungs⸗Genoſſen⸗ 
ſchaften oder Lieferungs verbände zu errichten, die 
möglichſt zentral zu vereinigen ſind. Die Genoſſen⸗ 
ſchaften ſind tunlichſt als Mitglieder dem Haupt⸗ 
verband Deutſcher gewerblicher Genoſſenſchaften 
zuzuführen. 

. Um die Bewohner der zerſtörten Ortſchaften Oſt⸗ 
preußens von der Zweckmäßigkeit der handwerks⸗ 
mäßigen Herſtellung guter billiger Wohnſtätten 
und von preiswerten Wohnungen zu überzeugen, 
ſollen in verſchiedenen Städten der Provinz Oſt⸗ 
preußen Muſterläger errichtet werden, zu denen 
Staatsbeihilfen zu erwirken ſind 

6. Dem Oſtdeutſchen Handwerkskammertag iſt jede 
Mitarbeit anderer Verbände, die praktiſche Hilfe 

beim Wiederaufbau Oſtpreußens zu leiſten gewillt 
ſind, genehm. 


Nachdem Kammervorſitzender Korn-Königsberg 
für das recht erfreuliche Abſtimmungsergebnis im 
Namen ſeiner Kammer und der ganzen oſtpreußiſchen 
Handmwerkerfchaft auf das innigſte und herzlichſte unter 
allgemeinem Beifall gedankt hatte, jchriti man zu ’ 


Punkt 3 „Annahme der Satzung für die 
Verdingungsſtelle.“ — Berichterſtatter: Hand- 
werkskammer Königsberg. 

Syndikus Dr. Henze⸗Königsberg begründete 
und erläuterte die einzelnen Paragraphen der von der 
Vorkammer Bromberg entworfenen Satzung, die in 
geſtern vom Arbeitsausſchuß beſchloſſenen Wortlaute 
gedruckt vorliegt. 

Der § 1, welcher die Einrichtung, den Namen und 
den Sitz der Verdingungsſtelle, ſowie § 2, der ihre 
Aufgaben und Ziele feſtlegt, ſinden nach Vorlage 
Annahme: 

Der § 2 lautet: 

3 „Die Derdingungsftelle nat folgende Aufgaben und 

iele: 

1. Erteilung von Auskünften, betr. Übernahme und 
Weiterverteilung von Leiſtungen und Lieferungen 
für den Wiederaufbau der zerſtörten Ortſchaften. 

2. Vermittelung von Handwerkszeug, Maſchinen, 
Geräten, Betriebsmitteln und Rohſtoffen für 
Handwerksbetriebe Oſtpreußens, 

3. Errichtung von Muſterlägern von Bauarbeiten 
aller Art ſowie von Wohnungs- und Haus- 
haltungsgegenſtänden, 

4. Förderung der Errichtung von Genoſſenſchaſten 
und Lieferungsverbänden im Handwerk, 

5. Techniſche Beratung für Wiederaufbauarbeiten, 

und zwar insbeſondere: 

a) Unterſtützung bei der Preisberechnung, 

b) Unterſtützung bei der Erlangung der Baur 
erlaubnis, 

c) Bereitſtellung von Entwürfen, 
und dergl. für den Innenausbau. 

Vermittlung von Arbeitskräften, 
Vertretung des Handwerks in Fragen des Wieder⸗ 
aufbaues, 

8. Beſtellung geeigneter Sachverſtändiger, deren be⸗ 
ſonderer Aufgabenkreis in einer Sachverſtändigen⸗ 
ordnung feſtzulegen iſt. 

9. Schiedsgerichtliche Regelung von Streitigkeiten 
gewerblicher Art.“ 

Der erſte Satz des § 3, welcher die Organe und 
deren Geſchäftsführung regelt, erhielt folgende Faſſung: 

„Die Aufſicht über die Verdingungsſtelle führen 
die oſtdeutſchen Handwerkskammern, welche einen aus 
fünf Handwerkskammern beſtehenden Verwaltungsrat 
wählen, der von den oſtdeutſchen Handwerkskammern 


oa 
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auf 3 Jahre beſtellt wird und zu dem die Handwerks⸗ 
kammern Königsberg und Gumbinnen gehören ...“ 


Hierzu wird ausdrücklich feſtgeſtellt, daß mit der 
Wahl des Verwaltungsrates der bisherige Arbeitsaus⸗ 
ſchuß aufgehoben iſt. 

Die SS 4 und 5, welche geſchäftsordnungsmäßige 
Beſtimmungen treffen, werden in der vom Arbeitsaus⸗ 
ſchuß beantragten Faſſung angenommen. 


Dem § 6, in welchem die Vorſchriften über die 
Geſchäftsführung der Verdingungsſtelle erlaſſen werden, 
wird in dem vorgelegten Wortlaut zugeſtimmt; ebenſo 
dem 8 7, der in Abſatz 1 die Koſtentragung in folgen⸗ 
der Weiſe regelt: 


„Die Koſten der Verdingungsſtelle tragen die oſt⸗ 
deutſchen Handwerkskammern. Der Mindeſtbeitrag, 
den jede Kammer während der Dauer des Beſtehens 
der Verdingungsſtelle zu leiſten hat, wird auf 1000 M. 
für das Jahr feſtgeſetzt. Der Beitrag iſt in den erſten 
3 Monaten des Geſchäftsjahres zu entrichten. Das 
Geſchäftsjahr läuft vom 1. April des laufenden Jahres 
bis zum 31. März des folgenden Jahres.“ 


Unverändert wird der § 8, Rechnungslegung und 
Haushaltsplan betreffend angenommen und dem Abſatz 
1 des § 9 folgende Faſſung gegeben: 

„Über die Aufhebung der Verdingungsſtelle und 
die Anderung ihrer Satzung haben die oſtdeutſchen 
Handwerkskammern zu beſchließen.“ 

Hierzu wurde auf Antrag Malkewitz⸗Stettin 
beſtimmt: 

„Der erſtmalige Haushalsplan wird vom Ver⸗ 
waltungsrat ſelbſtändig feſtgeſetzt“ 

Schließlich erfolgte die einſtimmige Annahme der 
Satzung im ganzen. 


Kammervorſitzender Rey⸗Frankfurt a. Oder: Die 
5 Handwerkskammern im Arbeitsausſchuſſe haben ſo 
gut gearbeitet, daß er beantrage, die Kammern Königs⸗ 
berg, Gummbinnen, Graudenz, Bromberg, Berlin als 
Verwaltungsrat zu wählen. 

Der Kammertag ſtimmte dieſem Vorſchlage ein⸗ 
ſtimmig zu. 


Auf Anregung des Kammervorſitzenden Rahardt⸗ 
Berlin erklärt ſich der Oſtdeutſche Handwerkskammer⸗ 
tag einſtimmig dafür, daß die Hauptſtelle für Ver⸗ 
dingungsweſen zu Hanover durch Beteiligung eines 
Beamten mit der Verdingungsſtelle oſtdeutſcher Hand⸗ 
werkskammern für den Wiederaufbau Oſtpreußens zu 
Königsberg i. Pr. in Verbindurg gebracht wird. Die 
Regelung wird dem Verwaltungsrat übertragen. 


Kammervorſitzender Kor n⸗Königsberg teilte noch 
mit, daß ſeine Kammer einen Jahresbeitrag von 2000 M. 
zur Verdingungsſtelle leiſten werde. 


Mit dem Ausdrucke des Dankes für die ein⸗ 
ſtimmigen Beſchlüſſe und in der Hoffnung, daß ſie zum 
Wohle Oſtpreußens ausfallen, ſchloß der Vorſitzende 
um ¾ 2 Uhr den zweiten außerordentlichen Oſtdeutſchen 
Handwerkskammertag. 


Die ungemein vielen Anfragen, die in der 

Sache Wiederaufbau Oſtpreuzens bei den 
oſtdeutſchen Handwerkskammern fäglidı von Firmen, einzelnen 
Unternehmern uſw. eingehen, machen deren Beantwortung 
unmöglich und veranlaffen die offdeuffhen Handwerks- 
kammern zu der dringlichen Bitte, daß die Betriebsinhaber 
u. a. mit ihren Wünſchen ufw. ſich an die zuſländigen 
Cieferungs-Genoſſenſchaften oder Lieferungsverbände ihres 
Handwerkskammerbezirks wenden. 
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Grundläße für die Gründung einer 


Genoſſenſchaft. 


1. Um eine eingetragene Genoſſenſchaft gründen 
zu können, bedarf es des Beitritts von mindeſtens 
7 Perſonen. 

2. Der Vorſtand muß mindeſtens aus 2, der Auf⸗ 
ſichtsrat mindeſtens aus 3 Perſonen ſich zuſammen— 
ſetzen. 

3. Der Geſchäftsanteil einer gewerblichen Genoſſen⸗ 
ſchaft ſollte nicht niedriger als auf 300 Mark feſtgeſetzt 
werden. 

4. Als Haftform iſt die beſchränkte Haftpflicht zu 
empfehlen. Die Haftſumme ſollte nicht weniger als 
300 Mark betragen und kann nach dem Genojjen- 
ſchaftsgeſetz auf keinen Fall niedriger als der Geſchäfts⸗ 
anteil ſein. 

5. Vor der Gründung ſollte die Angelegenheit in 
einem engeren Kreiſe angeſehener, tüchtiger und ener— 
giſcher Männer geprüft und wegen der weiter zu unter⸗ 
nehmenden Schritte eine Einigung erzielt werden. 

6. Tritt unter den für den Beitritt zur Genoſſen⸗ 
ſchaft in Betracht kommenden Kreiſen ein unſachlicher 
Widerſtand gegen die zu gründende Genoſſenſchaft zu 
Tage, jo gründe man, wenn die ſonſtigen Voraus- 
ſetzungen für eine gedeihliche Entwickelung der Ge- 
noſſenſchaft vorhanden ſind, im engeren zielbewußten 
Kreiſe und trete der Offentlichkeit gegenüber erſt mit 
der fertigen Gründung auf. 

7. Der Gründungsakt vollzieht ſich wie folgt: 


Die zum Zwecke der Gründung Verſammelten 
wählen einen Vorſitzenden, einen Schriftführer und 
2 Stimmenzähler. Das vom Hauptverbande deutſcher 
gewerblicher Genoſſenſchaften bezogene Statut wird 
beraten. Es empfiehlt ſich aus ſachlichen Gründen, 
darin möglichft wenig zu ändern. 


Hierauf wird über das Statut durch Aufſtehen 
oder Sitzenbleiben abgeſtimmt. Nach erfolgter Ge⸗ 
nehmigung wird das Statut von den Anweſenden, 
welche Mitglieder der Genoſſenſchaft werden wollen, 
mit vollem Vor- und Zunamen und Beruf unterzeichnet. 
Auch iſt der Wohnort, in größeren Städten auch die 
Wohnung der Mitglieder zu vermerken. 


Hierauf treten die Unterzeichner des Statuts in die 
erſte Generalverſammlung der Genoſſenſchaft ein und 
wählen unter Beachtung der Beſtimmungen des Statuts 
den Vorſtand und den Aufſichtsrat der Genoſſenſchaft. 
Wird der Vorſtand vom Auffichtsrat gewählt, jo iſt 
zunächſt nur die Wahl des Aufſichtsrats vorzunehmen 
und die Verſammlung auf kurze Zeit zu vertagen, 
damit der Aufſichtsrat die Wahl des Vorſtandes vor⸗ 
nehmen kann. 


Nach vollzogener Wahl iſt die Verſammlung wieder 
zu eröffnen und das Neſultat der Wahl bekannt zu geben. 


Die Verſammlung hat dann noch zu beſchließen, 
daß die 
verbande beitritt. Wenn der Aufſichtsrat die 
Wahl des Vorſtandes vorzunehmen hat, muß über 
die Wahlhandlung ein beſonderes Protokoll aufgenommen 
werden. 

Die Generalverſammlungs-Protokolle ſind vom 
Vorſitzenden, dem Schriftführer und einem Mitgliede 
aus der Verſammlung zu unterſchreiben. 

8. Der gewählte Vorſtand hat die Anmeldung be⸗ 
hufs Eintragung der Genoſſenſchaft in das Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter beim zuſtändigen Amtsgericht zu bewirken. 
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9. Dieſer Anmeldung ſind beizufügen: 

a) das von den Mitgliedern unterzeichnete 
Statut und eine unbeglaubigte Abſchrift 
desſelben; 

b) eine Liſte der Genoſſen; 

c) eine unbeglaubigte Abſchrift des Gründungs⸗ 
protokolls und evtl. des Protokolls der 
erſten Sitzung des Aufſichtsrats. 

10. Dieſe Schriftſtücke können von den Mitgliedern 
des Vorſtandes dem Regiſterrichter perſönlich übergeben 
werden, — dabei iſt der Antrag auf Eintragung münd⸗ 
zu ſtellen. Wird der Antrag ſchriftlich geſtellt, ſo 
bedürfen die Unterſchriften der Vorſtandsmitglieder der 
amtlichen Beglaubigung 

Auf dem Originalſtatut ſowie auf dem fehriftlichen 
Antrag auf Eintragung in das Genoſfſenſchaftsregiſter 
— auf letzterem wegen der Beglaubigung der Unter⸗ 
fchriften — find innerhalb 14 Tagen nach der Aus⸗ 
fertigung je Mk. 1,50 Stempel durch ein Steueramt 
oder einen Stempelverteiler entwerten zu laſſen. 

11. Hat ſich die Genoſſenſchaft einem Reviſions⸗ 
verbande angeſchloſſen, — was ja für eine neue Ge— 
noſſenſchaft faſt eine Lebensfrage bedeutet, — ſo wird 
dieſer Verband gern die entſprechende Einrichtungen, 
Bücher, Formulare ꝛc. beſorgen und einen Beamten 
zur Anlegung der Bücher entſenden. 

Die ſofortige Anknüpfung derartiger Beziehungen 
zwiſchen einem Reviſionsverband und der neuge— 
gründeten Genoſſenſchaft kann unter Umſtänden für 
die ganze Zukunft der letzteren im günſtigen Sinne 
entſcheidend ſein und ſollte deshalb nie verſäumt werden. 
Grobe Mängel im Aufbau und der Geſchäftsführung 
der Genoſſenſchaft, die von unkundiger Seite verurſacht 
wurden, können auf dieſe Weiſe mit geringer Mühe 
gleich am Anfang beſeitigt werden, während dies ſpäter⸗ 
hin mit viel Arbeit, meiſtens ſogar mit einer Schädigung 
der Genoſſenſchaft verbunden zu ſein plegt. 

Sobald eine Gründung beabſicktigt if, wende man ſich 
zunächſt, insbelondere wegen der Einrichtung der Geſchäfts⸗ 
bücher und der zum Betriebe des Geschäfts erforderlichen 
Formulare an den „Hauptverband deutſcher gewerblicher 
Genoſſenſckaften“, welcher das erforderliche Material zum 
Selbfikoffenpreis abgibt und Auskunft über genoſſenſchaft⸗ 
liche Fragen unentgeltlich erteilt. 


Achtung, Schneider! 


Die Ausgabe der Zulchnitte und die Abnahme der 
fertigen Stücke aus der von der Kammer übernommenen 
Lieferung von Militär⸗Hoſen,⸗Mänteln und Röcken 
findet bis auf weiteres regelmäßig an jedem Montag 


nachmittag 2 Uhr im großen Sitzungsſaale der Geſchäfts⸗ 


ſtelle der Handwerkskammer in Graudenz, Markt 21 
ſtatt. 


Im Falle nicht perſönlicher Ablieferung iſt es 


dringend erforderlich, die Verſendung zur Abnahmeſtelle 


ſo rechtzeitig zu bewirken, daß die Stücke beſtimmt am 
a vormittag im Beſitze der Handwerkskammer 

Weſtpreußens ver- 
einigt Cuch zu Cieferungsverbänden, 
namentlich Ihr aus dem Bau- und 
Möbelgewerbe. Die Zukunft bringt 


Handwerker 


Cuch dann lohnende Arbeiten. Wendet 
Cuck deswegen an die Handwerks- 
kammer in Graudenz um Auskunft. 


